
V-02-072-2 Berlin wird Solidarity City – Die Rechte aller hier Lebenden sichern!

Antragsteller*in: Christoph Husemann (Berlin-Kreisfrei KV)

Änderungsantrag zu V-02

Nach Zeile 72 einfügen:
Darüber hinaus fordern wir den Berliner Senat auf Rechtsgutachten über alle Möglichkeiten in Auftrag
zu geben, mit denen sich das Land Berlin gezielt an der Aufnahme von Geflüchteten aus der
Mittelmeerregion zu beteiligen kann. Insbesondere die Frage wie ohne Einvernehmen des
Bundesinnenministers der bekundete Wille zur Aufnahme durch den Senat umgesetzt werden kann,
soll geprüft werden. Außerdem soll untersucht werden, wie Kommunen und Bundesländer dazu
beitragen können das gescheiterte Dublin-System durch kreative Vorschläge solidarischer zu
gestalten, bis ein neues praktikables System gefunden wurde. Vorstellbar ist der Ankauf kleinerer
Grundstücke oder von Schiffen an Häfen, sodass die Verantwortung für eine solidarische Verteilung der
Geretteten bereits durch den Ort des Anlandens organisiert werden kann.

Begründung

erfolgt mündlich

Unterstützer*innen:

Erik Marquardt (KV Treptow-Köpenick), Rhea Niggemann (KV Kreisfrei), Sebastian Walter (KV
Tempelhof-Schöneberg), Annika Gerold (KV Friedrichshain-Kreuzberg), André Schulze (KV Neukölln),
Eva Molau (KV Lichtenberg), Thomas Weigelt (KV Friedrichshain-Kreuzberg), Meike Berg (KV Neukölln),
Robin Völker (KV Neukölln), Tim Lüddemann (KV Kreisfrei), Vito Dabisch (KV Kreisfrei), Fritz Marquardt
(KV Friedrichshain-Kreuzberg), Patrick Luzina (KV Friedrichshain-Kreuzberg)

Landesdelegiertenkonferenz Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Samstag, den 24. November
2018, Jersualemkirche.
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